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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Arbeitspiatzschutzgesetzes 

A. Problem 

Wehrpflichtige genießen in § 2 des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
während, vor und nach dem Wehrdienst grundsätzlich einen be- 
sonderen Kündigungsschutz. Bei der Entlassung eines Arbeit- 
nehmers auch aus dringenden betrieblichen Erfordernissen darf 
die Heranziehung zum Wehrdienst nicht zuungunsten des 
Wehrpflichtigen berücksichtigt werden. In der Praxis haben 
Wehrpflichtige die Kündigung in vielen Fällen nur wenige 
Wochen nach Rückkehr an ihren alten Arbeitsplatz, nachdem 
sie den Grundwehrdienst abgeleistet hatten, erhalten. In diesen 
Fällen bieten die Bestimmungen des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
nur einen unzureichenden Schutz. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf will durch eine Erweiterung des Kündigungs- 
schutzes nach Ableistung des Wehrdienstes dem Wehrpflich- 
tigen einen stärkeren Schutz gewähren. Dies soll dadurch er- 
reicht werden, daß der Kündigungsschutz von zwölf Monaten 
nach Beendigung des Grundwehrdienstes bzw. drei Monate nach 
Beendigung einer Wehrübung ausgedehnt werden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Arbeitsplatzschutzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. Mai 1968 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 551), zuletzt geändert durch das Gesetz zur 
Änderung des Wehrpfliditgesetzes vom 2. Mai 1975 
(Bundesgesetzbl. I S. 1046) wird wie folgt geändert: 

In § 2 Abs. 2 erhält Satz 3 folgende Fassung: 

„Kündigt er vor dem Wehrdienst, nachdem er von 
der Einberufung Kenntnis erhalten hat oder inner- 


halb von zwölf Monaten nach Beendigung des 
Grundwehrdienstes oder drei Monate nach Been- 
digung einer Wehrübung, so wird vermutet, daß die 
Kündigung aus Anlaß des Wehrdienstes ausgespro- 
chen und, sofern aus dringenden betrieblichen Erfor- 
dernissen Entlassungen erfolgen, bei der Auswahl 
des Arbeitnehmers seine Einberufung zum Wehr- 
dienst zu seinen Ungunsten berücksichtigt worden 
ist." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 12. Juni 1975 
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Mit der Ableistung des Wehrdienstes sind für den 
Wehrpflichtigen in erheblichem Ausmaß persön- 
liche Einschränkungen verbunden. In einer Zeit wirt- 
schaftlicher Rezession besteht zusätzlich die Gefahr, 
daß junge Männer nach Rückkehr an ihren Arbeits- 
platz die Kündigung erhalten, weil sie ihrem Arbeit- 
geber aus Anlaß des Wehrdienstes für einen länge- 
ren Zeitraum nicht zur Verfügung standen. 

Für die Zeit nach Ableistung des Wehrdienstes bietet 
das geltende Arbeitsplatzschutzgesetz keinen aus- 
reichenden Schutz, daher wird im Gesetzentwurf vor- 
geschlagen, den Kündigungsschutz auf zwölf Mo- 
nate nach Beendigung des Grundwehrdienstes bzw. 
drei Monate nach Beendigung einer Wehrübung 
auszudehnen. 
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